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Das geheime Wahlrecht vor dem
preußiſchen Landtag.

Das preußiſche Abgeordnetenhaus beſchäftigt ſich
momentan mit der zweiten Beratung der Landgemeinde
ordnung. Dieſelbe enthält gegenüber der alten Land
gemeindeordnung einige Neuerungen, welche den Herren
v. Rauchhaupt und Geſinnungsgenoſſen ein Dorn im
Auge find. Sie bemühen ſich daher redlich, das Se
ſetz nach ihrer Meinung umzuformen. So beſtimmt
die Vorlage unter anderem, daß künftig außer den
Grundbeſitzern und Häuslern auch diejenigen Teilnahme
am Stimmrecht zur Gemeindeverſammlung, bezw. an
den Gemeindewahlen haben, welche zur Staatseinkommen-
r oder nach einem fingierten Steuerſatze von min-

ſtens 4 Mark veranlagt ſind. Zwei Drittel der
Stimmen in der Gemeindevertretung ſollen den Guts
beſitzern vorbehalten bleiben ſodaß denjenigen, die
75 225 Mark an Grund-Gebäudeſteuern entrichten
je 2 und die, welche 225 M. und darüber zahlen, je
3 Stimmen beizulegen ſind. Ueberſteigt die Zahl der
Nichteingeſeſſenen ein Drittel der Zahl aller Mitglieder
der Gemeindeverſammlung, ſo haben dieſelben ihr
Stimmrecht durch eine dieſem Verhältnis entſprechende
Zahl von Vertretern auszuüben, welche auf 6 Jahre
aus ihrer Mitte zu wählen ſind. Die Wahlen hierzu
ſollen in 3 Klaſſen nach Maßgabe der direkten Steuern
exkl. der Hauſiergewerbeſteuer) und mit öffentlicher
timmenabgabe ſtattfinden. Dieſer Verſchiebung des

Wahlrechts ſtehen die Herren Junker keineswegs freund
lich gegenüber, da ſie befürchten, das mobile Kapital
könne gegenüber den Grundbeſi zu viel Einfluß in
der Verwaltung der Landgemeinden gewinnen. Noch
weniger Gefallen fanden ſie an dem freiſinnigen An
trag EbertyRickert, der die geheime Wahl durch
Stimmzettel will und den ſie, wie nicht anders zu er
warten ſtand, ablehnten.

Daß die Herren r ri einen derartigen Antrag
einbrachten, hat wohl ſeinen Grund darin, daß ſie beim
Volke nicht in er it geraten wollen und weil
ſie wiſſen, daß die Majorität des Abgeordneten
Ware ihn ablehnt. Denn wäre die Annahme ge

chert, hätten ſie ihn nicht eingebracht, da kennen wir
unſere Freiſinnigen zu gut. Komiſch aber iſt es, daß

die Landjunker bei der bloßen Anregung dieſer
e ſchon aufregen und das Vorgehen der Frei

gen für Ernſt halten.
Eine „prächtige Auffaſſung“ vom mündlichen Wahl

recht entwickelte der wildkonſervative Abgeordnete

50)] Hand und Ring.
Roman von Anna Katharina Green.

Nachdruck verboten.

„Wen ſahen Sie an, Byrd, während Mr. Oreutt
ſeine Rede hielt fragte Hickory.

„Den Redner natürlich.“

ſahen Sie
S der Perſon, die zu beobachten am dankbarſten

e

„Sie beobachteten alſo den Gefangenen
Nein.“

„Wen ſonſt aber
„Miß Dare.“„Und was beobachteten Sie, Hickory?“ fragte Byrd

mit ſichtli Unbehagen.e erſtens, ß daß ſie ebenſowenig wie wir

ſelbſt wußten, was die Verteidigung vorbringen werde,
tens, daß ſie dieſelbe für einen ſcharfſinnigen Winkel

zug Orcutts hält und ebenſowenig daran glaubt wie

-h--

ich.“

Sir. Miß Dare würde es verſtanden
Beo Stand zu halten, wenn ſie

gedacht e, be Siel f. dene a h t ſo ln

TelegrammAdreſſe: Volksblatt Halleſaale.

Halle Dienstag den 21. April 1891.
v. MeyerArnswalde, indem er meinte, er erblicke nur
in der öffentlichen Stimmenabgabe einen
allzuweit

trachten dasgehende Wahlagitationen und Fahre hechele so See iſt de Heine Be

2. Jahrg.

Man ſieht, die Herren ſind überall dieſelben, ſie be
als eine politiſche

der öffentlichen Meinung. Nun, wer die öffentliche mit öffentlicher Stimmabgabe, wie deutlich aus
Meinung fälſcht, das wiſſen wir. Bei Prüfung der
Wahl des konſervativen Abgeordneten Linker für den
5. Wahlkreis Gumbinnen erklärte derſelbe
v. Mayer (Arnswalde) im preußiſchen Abgeordneten
hauſe die t mit ihren Wahlmanövern für wahre
Waiſenknaben gegenüber den Engländern und Awmeri-
kanern. Weiter ſagt er: „Wir arbeiten mit
faulenj Verſprechen, mit amtlichen Droh-
ungen, mit Bier, Schnaps, das kommt alles
vor, wir lügen auch, es kommt uns garnicht
darauf an. Die a er ſen Leute lügen bei
den Wahlen, was ſie ſonſt nicht thun.“ Wir glauben,
mehr wie dies wird wohl niemand erwarten. Nach
ſolchem Geſtändnis kann kein Zweifel ſein, wo die
Wahlfälſcher zu ſuchen ſind.

Auch der Miniſter des Jnnern, Herr Herrfurth,
findet keine beſondere Freude an dem geheimen Wahl
recht. Die bisher mit dieſen Erfahrungen hätten ge
zeigt, daß die Auffaſſung über ihre Vorteile ſehr opti-
miſtiſch iſt. Es wäre auch bei der geheimen Wahl
aſt unmöglich, daß eine objektive oder gänzlich un
beeinflußte Wahl ſtattfindet. Während bei der öffent-
lichen Stimmenabgabe nicht bloß Furcht und Feigheit
ausſchlaggebend ſei, ſondern auch die Rückſichtnahme
auf berechtigte Autoritäten könne mitwirken. Das
geheime Wahlrecht habe den Nachteil, daß dem Neid,
der Mißgunſt und den agitatoriſchen Hetzereien der
weiteſte Spielraum gelaſſen wird.

Bei ſolchem Anſichten der Regierung iſt es nicht zuver
wundern, wenn das geſamte Unternehmertum, die Kraut
und Schlotjunker im Bunde mit Jnnungen und Krieger
vereinen die Ausübung des freien Wahlrechts illuſoriſch
zu machen ſuchen. Wer erinnert nicht hierbei des
Ausſpruches des v. Rhein des früheren
Polizeipräſidenten von Wiesbaden, im vorigen Reichstabei Prüfung der Wahl des Abgeordneten Websky, daß

es das Los des wirtſchaftlich Schwächeren auf dieſer
Welt ſei daßer, wenn er ſeine politiſchen Rechte ausübe, dem
Einfluß des wirtſchaftlich Stärkeren unterliegen müſſe.

wirtſchaftlich Stärkere habe ja auch eine beſſere
Einſicht in die Bedürfniſſe des Organismus des
Staates. Ohne einen derartigen Einfluß wäre unſer
allgemeines gleiches Wahlrecht garnicht zu rechtfertigen,
es wäre ſonſt der größte Widerſinn den man ſich denken
kann.

darauf erpicht, zu hören, was er vorbringe, daß ſie
darüber ihre Rolle gänzlich vergaß.“

„Aber ich vermag nicht einzuſehen
„Warten Sie!“ unterbrach Hickory Byrd.

glauben, daß Miß Dare Craik Manſell liebe?“
„Zweifellos,“ klang es düſter zurück.
w wohl. Hätte ſie gewußt, was Mr. Orcutt

ſagen werde, ſo ſie ausſchließlich beobachtet, welchen
Eindruck ſeine idigung auf die Geſchworenen her
vorbringt. Sie würde während ſeiner g
nichts anderes gedacht und ihren Blick angſtvoll auf
die Jury gerichtet v Doch nein, gleich Jhnen
ielt ſie den Blick feſt auf Mr. Orcutt gerichtet, und

wagte kaum zu atmen, bis er den Kernpunkt ſeiner
Verteidigung enthüllte. Dann aber ſtatt erleichtert auf
uatmen, freudig zu erröten, wie wohl jedes liebende

ädchen gethan hätte, das die Schuldloſigkeit des Ge
liebten klargelegt ſieht, ſenkte ſie den Blick und nahm
wieder jene ſtarre Miene an, die ſie wie eine Maske
trägt.“An eher ſchließen i de iſt enpſend

„Da ine Erleichterung, ſon weiMit anderen Worten, daß ſie einen b

„Sie

welcher den Winkelzügen der Verteidigung Oreutts zu
poitet

„Es iſt Zeit, Hickory, rn uns
igen,unſere Anſchauungen war.

n ken

Debatten des preußiſchen Landtags hervorgeht. Auf
Grund ſolcher Wahlen bleiben die immer hübſch

Herr unter ſich, da kann ſie ſo leicht kein böſer Roter bei
Förderung ihrer kapitaliſtiſchen Jntereſſen durch die
Geſetzgebung ſtören, und dann giebt es im Landtag
auch ziemlich fette Diäten. Trotz genauer Kenntnis
dieſer Sachlage ſpielen die Geldprotzen ſich fort und
fort als die einzige „Ordnungspartei“ auf, die von
Gerechtigkeit und Menſchlichkeit triefe. Bei ſolchen
Wahlverhältniſſen haben ſie gewöhnlich, wenn eine
Wahl zu Ende iſt und ſie haben durch ihre Machinationen
geſiegt noch den traurigen Mut zu behaupteu:
Das Volk hat geſprochen!

Jolitiſche Jeberſicht.
Deutſches Reich.

Die Stichwahl zwiſchen Bismarck und Schmal-
feld findet am 30. April ſtatt. Das amtliche
Wahlreſultat iſt folgendes: Es wurden abgegeben
17510 Stimmen. (Die Zahl der Wahlberechtigten
beträgt 31052.) 85 Stimmzettel waren ungültig.
Es erhielten Bismarck 7365, Schmalfeld 3810, von
Plate 3308, Adloff 2576 Stimmen. Zerſplittert 6.

Zur Reichstagswahl im 19. hanno-

verſchen Die Germania“ ſpottet ie Jronie des Schickſals, daß
der Mann, der drei Dutzend Sozialdemokraten in den
Reichstag gewünſcht hat, jetzt, wo 35 drin ſind, gerade
mit dem ſechsunddreißigſten um die Wahl kämpft, und
daß er auf die Unterſtützung der Welfen angewieſen
iſt in einem Wahlkreis des Landes, aus dem der
Welfenfonds ſtammt.

Zu dem Rückgang unſerer Stimmen im
19. hannoverſchen Wahlkreiſe giebt unſer Bruderorgan,
die Norddeutſche Volksſtimme“, eine Reihe von
Punkten an, wie auf gegneriſcher Seite gearbeitet
wurde. Der Norddeutſche Lloyd, der tagtäglich eine
große Anzahl Arbeiter in Nordenham beſchäftigt, läßt
ſonſt dieſe Leute mittags per Dampfer nach hier
bringen. Geſtern mittag iſt „zufälligerweiſe“ der
Dampfer ausgeblieben und mußten die Arbeiter, wenn
ſie nach hier gelangen wollten, die Ueberfahrt mit dem
Dampfer „Union“ machen und dafür 50 Pfennige
zahlen. Der Dampfer iſt am Abend mit den Arbeitern

„Jch denke, daß ſie mehr von dem Verbrechen weiß,
als zu ſagen ſie bis jetzt für gut fand,“ antwortete
der ältere Detektiv zur Seite blickend.

„Mehr als ſie heute unter Eid ausſagte?“ Als
S nickte, fuhr Byrd fort: „Welchen Grund haben

ie für dieſe Annahme
„Ein Grund dafür iſt, daß Mr. Orcutts ſehr plau

ſibles t nicht mehr Eindruck auf ſie hervor
brachte. ſie nicht mehr Urſache beſaß, Manſells
Schuld anzunehmen, als ſie heute bei Gericht angab,
warum denn klammerte ſie ſich nicht freudig an dievon der Verteidigun r Enllaſtung? Was
dieſe vorbrachte, warf ja alle ſogenannten Schuldbeweiſe
über den Haufen. Sie aber hörte dieſem Geg iſe

mit geſpanntem e zu, doch ohne jegliche
eberraſchung, wie ſie doch bei ihrer Schuldannahme

natürlich hätte zu tage treten müſſen, wenn ſie ſelbſt
die Wahrheit, die volle Wahrheit ausgeſagt.“

„Sie bezeichnen Miß Dare einmal als un
lich, ein andermal zeihen Sie die Dame, eine Schau
ſpielerin ſondergleichen zu ſein, und dennoch wagen Sie
es, ihre geheimſten Gedanken zu leſen, und eben das

e Thun, hinter dem ſie dieſelben zu verbergen ſucht, deuten
wollen,“ bemerkte Byrd beinahe grollend.

Hickory, der dem inne ſeiner Rede lächelnd zu
gehört, brach in lautes Lachen aus, als er erwiderte:

richtig, irgend einmal muß man ja ſeinere doch Einhalt gebieten. Als ihn ſein Gen n an Wegen ſehr



münde und al 19.e wenn a e re ſie be Bei
ſpiele dürften i

zu erhalten, die bei der vorigen Februarwahl der na
tionalliberale Gerhardt erhalten hatte; jedoch es
hat nicht ſollen ſein!

Zu der in unſerer vorigen Nummer veröffent
lichten Erklärung des Herrn Kühnemann, des Vor
ſitzenden des Verbandes der Berliner Metallinduſtriellen
meldet das „Berl. Tgbl.“:

Die dem Verbande angehörenden Werke ſind verpflichtet,
ſtreikende Arbeiter anderer Verbandsbetriebe ſo lange nicht
in ihren Arbeisſtätten zu beſchäftigen, als der von einem

irksverein für unberechtigt erklärte Streik dauert.
l „unberechtigten“ Streik erachtet der Verband das ge

meinſame planmäßige Niederlegen der Arbeit zu dem Zwecke,
die Erfüllung von Arbeitsbedingungen, welche durch die Arbeiter Linſen aufgeſtellt ſind, zu erringen, gleichviel ob die

Arbeitsniederlegung mit oder ohne Kontraktbruch erfolgt.
Hierzu bemerkt das Blatt:

Dieſer g 2 iſt nun auffallenderweiſe in dem uns icz
überſandten Exemplar der Satzungen nicht enthalten. Dieſemerkwürdige Thatſache tederf noch der Aufklärung durch

den Verband.
Der Regierungspräſident von Hannover, Graf

von Bismarck, erklärt im „Hann. Kour.“ die Nach
richt, daß er aus dem Welfenfonds Remunerationen
erhalten habe, für eine dreiſte Erfindung.

Jn Lübeck ſowie in Kaiſers lautern haben
der Magiſtrat öffentliche Umzüge am 3. Mai geſtattet.

Humanität der Agrarier und patriarchaliſches
Verhältnis. Aus Molsdorf bei Gotha wird uns
folgender Vorfall mitgeteilt. Jn einem kleinen Hauſe,
ur Domäne Molsdorf gehörig, wohnte ſeit vielenFahren ein Arbeiter, Familienvater, welcher fleißig auf

dem Gute arbeitete und regelmäßig an die Arbeit kam.
Einmal jedoch erſchien der Mann nicht zur Arbeit.
Der Domänenpächter ſchickte den Baumeiſter nach ſeiner
Wohnung, um nachzuſehen, warum dieſer nicht komme.
Der Baumeiſter kehrte mit der Botſchaft zurück, der
Tagelöhner ſei durch Krankheit an der Arbeit ver-
hindert. Darauf begab ſich der Herr Domänenpächter
in höchſt eigener Perſon nach der Wohnung beſagten
Arbeiters, prügelte höchſt eigenhändig den armen,
kranken Mann durch und ließ ihn dann ſamt ſeiner
Familie auf die Straße werfen, noch dazu mitten im
ſtrengen Winter. Mitleidige Nachbarsleute nahmen
den armen Arbeiter mit ſeiner Familie auf. Der
menſchenfreundliche Dienſtherr aber
Körperverletzung zu einer geringen Geldſtrafe verurteilt,
weil Schöffe Glaſermeiſter B. auf dem Schuldig be
ſtand. Freilich, wenn ein armer Teufel für ſeine
hungrigen Kinder ein Brot ſtiehlt, der muß brummen,
begeht aber ein Herr Domänenpächter eine ſolche Roh
heit, der kann ſich mit Geld auslöſen. Dieſer Fall
zeigt uns die Segnungen der vom Herrn geſtellten Ar
beiterwohnungen in hellem Lichte. Hätte jener Arbeiter
Privatwohnung gehabt, ſo würde man ihn nicht mir
nichts dir nichts auf die Straße haben werfen können.
Solche Vorfälle gehören zu dem „patriarchaliſchen
Verhältnis“, in dem ſich Arbeitgeber und Arbeitnehmer
auf dem Lande befinden und welches unſere Agrarier
fortwährend im Munde führen, um zu beweiſen, daß
der Sozialismus weder ein Recht noch auch Ausſichten

wurde wegen zu

a en e ein zweiter
ruſſiſcher Soldat herbei, um ſei Kameraden Bei
ſtand zu leiſten. Dieſer machte von ſeiner Schußwaffe
Gebrauch und traf den Schmuggler ſo, daß die Kugel
beide Backen durchbohrte, aber nicht tötlich wirkte.
Nachdem der Schuß gefallen war, erſchienen auch die
übrigen Schmuggler auf dem Kampfplatze. Der ver
einten Kraft konnten die beiden Ruſſen nicht ſtand-
halten und zogen ſich auf ihr Gebiet zurück. Die
Sieger hatten zwar einen Verwundeten zu beklagen,
ſie erbeuteten aber ein Gewehr, auf Wieder
erlangung die ruſſiſche Grenzwache großes Gewicht
legt; ſie hat ſich aber bis dahin vergeblich bemüht.
Daß der Kampf auf preußiſchem und nicht auf jen-
ſeitigem Gebiet, wie die ruſſiſchen Soldaten behaupten,
ſtattgefunden hat, beweiſen die zurückgebliebenen Blut

lachen. 60 7

Bei der Sitzung r vom letzten
Dienstag wurde eine Interpellation betreffend Reviſion
des Fabrikgeſetzes („in welchem Umfange und binnen
welcher Friſt der Bundesrat den eidg. Räten eine
Vorlage einzubringen gedenke“) eingereicht. Bundes
rat Deucher äußerte ſich darüber folgendermaßen: „Der
Bundesrat ſtudiert ernſtlich die Frage und behält ſie
im Auge, aber er iſt zur Stunde noch nicht in der
Lage, weder über den Umfang noch die Zeit einer
Vorlage beſtimmte Antwort geben zu können; er wird
eine ſolche Vorlage machen ſo bald als thunlich und
in der Sache ſelbſt günſtigem Moment. Das Jnduſtrie
departement hat den Willen, den Arbeitern in

einzelne

Fabrikgeſetzes zurückweiſen; es bittet aber die Arbeiter
in ihrem eigenen Jntereſſe, die Reform nicht zu über
ſtürzen, ſondern eine politiſch beſſere Situation abzu
warten; die jetzige iſt nicht günſtig und es iſt ſicher,
daß ein erweitertes Fabrikgeſetz mit dem Zehnſtunden
tag heute im Referendum unterliegen würde.“ Was
den Zehnſtundentag betrifft, ſo erklärte übrigens Herr
Deucher, daß er ein Freund desſelben ſei und deſſen
geſetzliche Durchführung für thunlich und wünſchbar
halte. Er verwies aber darauf, daß die eben mächtig
umſichgreifende Bauernbewegung gerade ſich gegen die
weitere Abkürzung der Arbeitszeit wende und man auch
die Oppoſition in gewerblichen Kreiſen nicht unter
ſchätzen dürfe. Man thue gut, der Entwickelung der

auf einen Vorſtoß auf das offene Land habe.

nur ziehe ich andere als Sie, das iſt alles.“
Byrd antwortete nicht, allein hätte der ältere Kollege

auch ſeine Gedanken zu leſen vermocht, ſo würde er
vielleicht gefunden haben, daß ihre beiderſeitigen Schlüſſe
einander ziemlich verwandt ſeien. Endlich Byrd
die Frage: „Und was gedenken Sie mit Jhren Schlüſſen
zu beginnen Hichory

Jch gedenke abzuwarten, in welcher

We ſelig z a befunden in der das

arg et e rwerden erinnern vor kurzemfür r Frage intereſſiert haben.

Nicht als dächte ich an i

„Hickory!“
er fortfuhr:

iſt mir kein einziges e „Nun fragen Sie mich um Rätſel.“
die Orcutt ſoll ſeine Angabe nicht beweiſen können,

ickory.“
„Nicht
„Jch will ſelbſt die Strecke durchlaufen, die Manſell

urückgelegt haben muß, und darthun, daß es in dem
7

n i
dem er die Geſtalt ſeines Gefährten, ſeinen Gliederbau
mit ſcharfem Blicke bemeſſen. „Sie haben zu kurzen
Atem dazu und wären erſchöpft, noch ehe Sie an
den Waldesrand gelangten. Ueberlaſſen Sie die Ge
ſchichte mir.

„Jhnen
„Ja; ich bin zum Dauerläufer konſtruiert. Uebrigens

„Halt!“ ſchrie Byrd. „Machen Sie keine Toll
heiten auf offener Straße, ich will Jhnen ja glauben,
wenn Sie ſich ſolcher Großthaten fähig erklären.“

Pah, Großthaten! Derlei hab

Frage auf privatem Wege (die Zahl der Geſchäfte, wo

wen F

ſich ja auch Woche um einſtweilen nicht
vorzugreifen.

England.
Nach einer Statiſtik über den Betrieb der eng

liſchen Berg werke iſt die in und
denſelben beſchäftigten Perſonen in letztenJa 592 900 W 674000 Weniger be
friedigend iſt die Thatſache, daß die Zahl der weib
lichen Arbeiter, wenngleich dieſelben nicht unter
Erde thätig ſein dürfen, auf nahezu 6000 iſt.
Es heißt jedoch, daß die Arbeit der Frauen in einzelnen
Bergwerken nicht härter oder gefährlicher als in vielen
Fabriken iſt. Die Zahl der im letzten Jahre in Minen
umgekommenen Arbeiter iſt erſchreckend hoch und be
trägt insgeſamt 1160 oder 100 mehr als im Vorjahre.
Jmmerhin iſt das Leben des Bergmannes, dank
Beſtimmungen der engliſchen Bergbau zweimal
ſo ſicher wie früher. Jn runden Zahlen ausgedrückt,
kommt auf alle 226000 Tons geförderter Mineralien
ein re Unfall und auf je 167 763 Tons ein
Todesfall. An den ſ Diamanten der Jnduſtrie
klebt eben auch Proletarierblut.

Aus Stadt und and.
Halle, 20. April.

Das Stiftungsfeſt des r r Vereins,welches am Sonnabend abend im „Prinz l abgehalten
wurde war ſo ſtark beſucht, daß der große Saal überfüllt
war und viele, welche keine Karte mehr erhalten konnten, ſich

enötigt ſahen, den Heimweg anzutreten, ohne anfeſte des Vereins haben teilnehmen zu können. Für die l

nehmer geſtaltete ſich das Feſt zu einem abwechslungsreichen
und vergnügten Abend, weshalb auch dem komitee für die
Sorgfalt, mit alles bis ins Kleinſte ausgearbeitet
worden alle Anerkennung gebührt. Aus dem Konzertteil
wollen wir an erſter Stelle der Aufführung des zweiaktigen
Luſtſpiels „Die Bis gedenken, welches alle An
weſenden ſeines trefflichen ſozialen Jnhalts wegen zu heller Be
geiſterung hinriß. Bei der ieri der Darſtellung ge
bührt den Darſtellern alles Lob. Auch der „Kaffeeklatſch“, bei
welchem der General Anzeiger“ gehörig abgekanzelt und für
„Volksblatt“ agitiert wurde, bewirkte eine ſehr animierte
Stimmung. Der „Vorwärts“ trug ſeine Geſangspieeen, ſowie auf
Wunſch die Arbeitermarſeillaiſe äußerſt exakt vor. Dem ſtrebſamen
Vereine fehlten nur einige kräftigere Tenöre. Der übrige
Teil nahm ſeinen programmmäßigen Verlauf. Zu erwähnen
ſind noch die allgemeine Heiterkeit erregenden komiſchen Ein
lagen. Nach Erledigung des Programms machte es einige
Schwierigkeiten, den dichtgedrängten Saal zum Tanze frei zu
machen. Als dies endlich gegen 12 Uhr gelungen, konntenmehrere hundert Paare Lapſichoren widmen, welche das

tanzende Gros bis an den hellen Tag zuſammenhielt.
Oeffentliche Bürgerverſammlung im „Neuen Th

Jn einer am Freitag abend ſtattgefundenen ziemlich gut
beſuchten Verſammlung von hieſigen St der ver
ſchiedenſten Berufskreiſe kamen folgende, auf die von dem Ein
berufer, dem „Bürgerverein für ſtädtiſche Jntereſſen“, feſt
S Tagesordnung geſtellte Gegenßände zur Beratung und

eſchlußfaſſung: 1 Die ungenügenden und mangelhaften
Räume des hieſigen königlichen Amtsgerichtsgebäudes; 2. Der
geplante Gaſtwirtſchaftsbau auf der Peißnitz; 3. Die Auf
hebung der ſtädtiſchen Grund und Mietsſteuer. Es wurden
über die Zuſtände auf dem Amtggericht mannigfaltigſte und
und auch begründete Beſchwerden geführt und eine iti
beſchloſſen, in welcher um Abhilfe der ſogar die Geſundheit der
dort die Termine abzuwarten genötigten Parteien gefährdende
Mißſtände gebeten wird. Bezüglich des 2. Punktes wurde die
vom Magiſtrat beabſichtigte luxuriöſe des Gaſt
wirtſchaftsbaues kritiſiert und eine koſtſpielige Ummodelung der
naturſchönen Peißnitz für überflüſſig erachtet und ebenfalls
eine in dieſem Sinne abgefaßte Petition beſchloſſen. Der
3. Punkt „Aufhebung der Grund und Mietsſteuer“ gab dem
Herrn Stadtv. Apel Gelegenheit zum Vortrag einer durch
dachten Entſtehungsgeſchichte dieſer als ungerechteſte aller
Steuern erkannte und verurteilte Belaſtung der ärmeren und
mitteleren Arbeiter-, Handwerker- und Gewerbekreiſe. Aus
dem Vortrage war die RMitteil beſonders bemerkenswert,
daß unter den fünf Städten P in welchen überhaupt
eine derartige Steuer eingeführt worden ſei, Halle, das ja
in allem Großen der Reſidenzſtadt nachzukommen und wo-

Attentate und der Abfahrt des Zuges verblieben, ſo
kann's auch kein anderer.“

„Sie wollen alſo das Experiment mit dem gewiſſen
haften Verſuche unternehmen, zu beweiſen, daß Mrs.
a Behauptung unhaltbar iſt?“

Wann
„Morgen; während der Gerichtsſi

„Er hat denanſekiee von mehr als einem Experten
„Jch weiß auch das.“
„Wenn Sie alſo ein anderes Reſultat zu erzielen

ſammengebracht.

Zeit iſchen dem

für möglich halten, müſſen Sie den Weg beſſer zu
kennen, ſeine Schwierigkeiten leichter überwinden zu

Glauben Sie beſſer orientiert

„Jch denke ja.“ Fortſetzung folgt.)
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le ſiehe 100600 M. aus
gleichen Steuer. Ein Herr Kleinſchmidt verlas ſodann

die auf dieſer, wie Redner ausführte, nur die
te aufsa eeereeeceeceeund Srundſteuer) ts vom April 1892 ab aufgehoben

werden ſoll. entſtehende Fehlbetrag ſoll durch eine z äßige
Erhöhung der Einkommenſteuer in aufſteigender Form
und durch Wiedereinführung der beiden, jetzt aufgehobenen unter
ſten Steuerſtufen ansgeglichen werden. Redner e nach, daß die

unteren Klaſſen der wirtſchaftlich Schwächſten, den fünften Teil
ihres Einkommens für Wohnmiete aufzuwenden haben, folglich
20 Proz. ihres Einkommens mit einer Extraſteuer von 5 Proz.
belaſtet ſehen, wogegen die Beſtſituierten nur für 1 Proz. ihres
Einkommens, welches ſie für Miete aufzuwenden nötig haben

um, beiläufig geſagt, dafür in fürſtlich eingerichteten Häuſern
zu wohnen auch nur 5 Proz. belaſtet zu ſein. Er teilte
noch mit, daß Dresden dieſe Steuer beſeitigi, Berlin dieſelbe
bedeutend ermäßigt habe und nur Halle die traurige Be
rühmtheit genieße, die höchſte Mietsſteuerſumme zu erheben.
Nachdem noch Herr Stadtv. Friedrich in einer intereſſanten,
manche ſtädtiſche Verhältniſſe ironiſch geißelnden Weiſe ge
ſprochen und die Petition empfohlen, wird dieſelbe ſamt Denk
ſchrift faßt einſtimmig angenommen.

Geſtorben ſind in der abgelaufenen Woche in Halle 41 Per
ſonen und zwar an: Lebercarcinom 1, Bauchfellentzündung 2,
Gehirnlähmung 2, Atrophie 2, Unterſchenkelbrand 1, Darm
katarrh 1, Gehirnentzündung 1, Aſthma und Herzſchwäche 1,
Lebensſchwäche 2, Herzfehler 3, Lungenſchwindſucht 5, Jterus
ravis 1, Lungenentzündung 2, Krämpfen 2, Lungenddem 1,
iphtherie 1, Erhängung 1, Hirnhautertzündung 1, Ver

letzun 2, Magenkrebs 2, Altersſchwäche 2, Carcinoma
Ventrieuli 1, Lungenkatarrh 1, Herzſchlag 1, Herzbeutelent
zündung 1, GSebärmutterkrebs 1. Hierunter befinden ſich 4 in
hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Ortsfremde.

Unfall. Dem Brauer H. fiel am Sonnabend nachmittag
beim Bierverladen in der „Saalſchloßbrauerei“ zu Giebichen
ſtein eine volle halbe Biertonne auf den Fuß, wodurch derſelbe
längere Zeit arbeitsunfähig ſein wird.

Arbeiterbewegung.
Sitnationsbericht. Das Verhältnis in den Ausßſtänden iſt

noch dasſelbe, wie in dem Bericht in lezter Nummer.
Betreffs der Sammlung am 1. und 3 Mai zur Gründung

eines Generalfonds machen wir nochmals darauf aufmerkſam,
daß fich die Sammlung mehr nach einzelnen Ortſchaften voll
iehen ſoll, und innerhalb dieſer eine Statiſtik über die Leiſtungen
r einzelnen Gewerbe zu führen iſt. Die Beſtellung von

Marken hat nicht den Umfang genommen, wie ſich wohl er
warten ließ, doch dürfte noch eine Städte nachfolgen.
Wir bitten die Vertrauensleute der Gewerkſchaften, dafür ſorgen
zu wollen, daß die Beſtellungen möglichſt rechtzeitig gemacht
werden, damit ſich dieſelben nicht in den letzten Tagen des
Monats zu ſehr anhäufen und deshalb nicht frühzeitig genug
erledigt werden können. Der Verſand geſchieht nur auf Be
ſtellung, welche an den zu richten iſt

Da nach Mitteilung aus einzelnen Orten nicht überall
Kommiſſionen zum Vertrieb der Marken gewählt werden
können, ſo empfiehlt es ſich, an ſolchen Plätzen die
der Marken an die einzelnen Vereine durch die in den m en
Fällen ſchon vorhandenen Vertrauensleute beſorgen zu laſſen.

Es dürfte nach dem, was ſeitens der Kommiſſion über den
Wert des zu gründenden Generalfonds geſagt worden iſt,
kaum noch nötig ſein, nochmals darauf hinzuweiſen, daß jedes
Gewerkſchaftsmitglied es als eine Verpflichtung der Allgemein
z gegenüber betrachten muß, Alles zu thun, was dazu dienen
ann, die Sammlung erfolgreich zu machen. Wird unter den

überaus ſchwierigen Arbeitsverhältniſſen, wie ſie jetzt beſtehen
und trotz des langen Winters, welcher manche Not und vieles
Elend über die Arbeiterbevölkerung gebracht hat, dennoch eine

roße Summe zuſammengebracht, ſo dürfte dies nicht wenigda u beitragen, dem Uebermut des Unternehmertums einen
Danpfer aufzuſetzen, denn der ſchöne Slaube, daß die durch
unſere unſinnige Produktionsweiſe hervorgebrachte Kriſis denArbeiter zum Vnlaven machen werde, wäre damit gründlich

zerſtört.

mm
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eeneeceeeteeeeDanzig, EinwohnerM. teuer erhebe, wird von
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Wir jedoch, während wir bemüht ſind, unsumd zu machen, dennoch aus dem Auge
laſſen, daß wir auch raſtlos an der weiteren Ausbildung
un Organiſation arbeiten müſſen. Es gilt, nach dieſer
Richtung hin nicht nur zeitweilig die Organiſationen zu gemeinſamem Handeln anzuregen, ſondern wir miſſen Ldecht

ſein, eine Verbindung und Gliederung in einer Geſami
orgaxniſation herbeizuführen. Da es nach der bisherigeni der aniſationen noch nicht geraten nt, ohne

ückſicht auf die einzelnen Branchen eine einzige Vereinigung
u ſchaffen, ſo wird an dem bisherigen Syſtem der Organi
erung in Branchen nichts geändert werden können. Wir

müſſen auch hier bemüht ſein, nicht etwas Neues zu ſchaffen
und das Alte zu zerſtören, ſondern wir müſſen an das
ſtehende anlehnen und dieſes (die einzelnen Branchenorganiſa
tionen) zu einem organiſchen Ganzen zu verbinden ſuchen.
Dieſen ortſchritt, deſſen Notwendigkeit alle fühlen, welche
ernſtlich durch die Gewerkſchaftsbewegung einen Vorteil für die
geſamte Arbeiterſchaft und deren Beſtreben herbeiführen wollen,
werden auch jene nicht zu verhindern vermögen, die in letzter
Zeit mit nichts weniger als anſtändigen Mitteln der Aus
breitung der Zentraliſationen entgegenwirken. Es iſt enug
erklärt und durch die Thatſachen bewieſen worden, di
Mehrzahl der deutſchen Arbeiter in der Zentraliſation den
richtigſten S für die n ſieht, und diebeſondere auheit einzelner Leute wird l dieſe Meinung
Tauſender, doch auch keine Kinder in der Arbeiterbewegunſind, nicht aufwiegen. Wir ſind der feſten Ueberzeugun bat

die deutſchen Arbeiter, wenn ſie ſich durch den Kongreß end
gültig für die Zentraliſation entſchieden haben, auch mit der
nötigen Energie ihre Anſicht zu Ausführung bringen werden,
r Ouertreiberei.

nach den bisherigen Verhandlungen im Parlament ſchon
mit C Sicherheit v iſt, daß eine Aenderung
der Gewerbeordnung nach der Richtung hin, daß wir unſere
Organiſationsform dieſer Aenderung anpaſſen müſſen, nicht
r t werden wird, ſo gedenkt die Generalkommiſſion in
ürzeſter Zeit einen Entwurf für die zu ſchaffende Organiſation

zu veröffentlichen und zur Digkuſſion zu ſtellen, ſo daß die
Meinungen bis zum Kongreß, welcher dann kurz nach Gr
ledigung der Gewerbeordnung ſtattfinden wird, ſere geklärt
ſind, daß eine beſtimmte Form für die zu ſchaffende Organi
ſation gefunden wird. Mit dem Entwurf, oder kurz nach
Veröffentlichung desſelben, werden die näheren Srklärungen
über die Durchführung der einzelnen Beſtimmungen gegeben
werden.

Die Generalkommiſſion
der Gewerkſchaften Deutſchlands.

C. Legien,
HamburgSt. Georg, An der Koppel 79, I.

Halle, 17. April. Am Mittwoch abend fand im Saale
der „Moritzburg“ eine!, wohl für die Zahl der hieſigen Metall
arbeiter nicht gerade gut beſuchte Metallarbeiter- Ver
ſammlung ſtatt, zu welchem Reſultat wohl die im „Hof
Wie ſtattfindende Volkzverſammlung beigetragen hat. Nach
erfolgter Büreauwahl ergriff der Vertrauensmann der Metall
arbeiter der Provinz Sachſen, Genoſſe Ebeling, zu einem
1 „ſtündigen, recht beifällig aufgenommenen Vortrag das Wort.
Redner betont zuvor, daß er kein großer Freund wäre, ſich
vorzudrängen, jedoch wo er verlangt würde, ſei er ſtets zur
Stelle; durch die Provokation des Genoſſen Mitttag in einer

ch veranlaßt geſehen,
Sodann kam Redner

daß man nur ironiſch das als ein „Arbeiterſchutz Ge
bezeichnen könne. Dann Redner auf den Berliner

rbeitgeberbund zu und beleuchtete deren Statuten,
von denen auch ſ ein davon das „Volksblatt“ gebracht

be. Zum Schluß erklärte Genoſſe Ebeling, es ſei an der
eit, daß ſolche Genoſſen, welche auf das „Volksblatt“, dasnzige, welches hier in Halle unſere Intereffen vertritt, noch

nicht abonniert haben, ſolches unverzüglich thun ſollten.
um zweiten Punkte: „Stellungnahme zur Maifeier“, wurdeHioſen, daß es jeder Gewerkſchaft anheimgeſtellt ſei, ſich an

beliebigen Stellen zu verſammeln, um dann nach dem „Hof-
jäger“ ſich anzuſchließen. Ferner wurde einſtimmig an
genommen, ein Viertel des verdienten Lohnes abzu
geben, m Genoſſe Ebeling aufgefordert wurde,
von der neralkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſch
lands diesbezügliche Marken ſchicken zu laſſen die ge
ſammelten Gelder ſollen ſpäter an die Generalkommiſſion
uwer der Kontrolle der Vertrauensmänner abgeſandt werden.
Folgende Reſolution wurde einſtimmig angenommen „Die
heutige im Saale der n tagende S Metall
arbeiter Verſammlung wünſcht, daß jeder Beruf die Fünfer
Kommiſſion zur Maifeier durch 23 Perſonen ergänzen möge,
welchen auch das Recht zuſteht, den vierten Teil des Arbeits
lohnes vom 1. Mai von denjenigen, weite denſelben zum
Generalfonds beiſteuern wollen, w. 2 r

v e Jdritten Punkt der x
das Vorgehen des oſſen Grothe getadelt, daß er
die Verſammlung einberufen habe, wo doch eine öffentliche
Metallarbeiter Verſammlung einen Tag früher angemeldet war,
denn ebenſogut wäre es geweſen, wenn die Verſammlung
einen andern Tag ſtattgefunden hätte. Hierzu wurde folgende
Reſolution angenommen: „Die heutige im Saale der „Moritz
burg“ tagende öffentliche Metallarbeiter- Verſammlung tadelt
das t des Vertrauensmann Grothe, daß er eine öffent
liche Volkverſammlung nach dem „Hofjäger“ einberufen, ob

leich er wußte, daß vorher eine öffentliche Metallarbeiter VerPrle einberufen worden war. Dieſelbe wünſcht, daß
ſolches in Zukunft nicht wieder vorkommt.“

Köln, 18. April. Die Kölner Schuhmachergeſellen er
an aufs neue die Forderung auf Lohnerhöhung und Ein
ührung des Zehnſtundentages. Sie drohen bei Nichtbewilligung

derſelben mit der Niederlegung der Arbeit. Jn einer über
morgen ſtattfindenden öffentlichen Verſammlung der Schuh
macher ſollen die Forderungen den Meiſtern unterbreitet
werden.

Vermiſchtes.

Die gänzliche Ueberflüſſigkeit der meiſten
europäiſchen Souveräne ſchreibt ein engliſches Blatt

geht aus der Thatſache hervor, daß dieſeben ſich
beſtändig auf Vergnügungsreiſen befinden und
alles zu Hauſe ohne ſie den gewohnten Gang geht.
Die Königin Viktoria reiſt nach Graſſe und niemand
wird ſie vermiſſen, ſelbſt wenn ſie nicht mehr zurück
käme. Der König von Griechenland reiſt auf ſechs
Monate nach Kopenhagen und dann nach Wiesbaden,
und die griechiſchen Regierungsgeſchäfte werden während
dieſer Zeit auch ohne ihn beſorgt werden. Der
König von Belgien, anſtatt ſich um die Wohlfahrt
ſeines Landes zu kümmern, verbrachte den größten
Teil der letzten Woche in Geſellſchaft von Londoner
Finanzmännern. Dem entgegen findet man den Präſi
denten Harriſon im weißen Hauſe zu Waſhington bald
nach 9 Uhr morgens an ſeinem Schreibpult und,
mit Ausnahme der Mahlzeiten, beendet er ſehr oft
ſeine Arbeiten erſt kurz vor Mitternacht. Und doch erhält
er nur 10000 Pfund jährlichen Gehalt und muß
ſeine Familie damit erhalten, während die Königin
Viktoria 335 000 Pfund erhält und immer noch mehr
verlangt.

Geschäfts-Verlegung.
Meinen werten Kunden zur gefälligen Kenntnis, daß ich mein ſeit vielen Jahren beſtehendes

hreu-Geſchüft i
von große Klausſtraße Nr. 13 nach

verlegt habe.

groß
Für das mir in ſo hohem Maße geſchenkte Vertrauen ſage ich beſten Dank und verſichere bei dieſem Anlaß auch

e Klausſtraße Nr. 23
(gegenüber dem bisherigen Lokale)

bei billigſter Preisſtellung ſtets das Beſte zu liefern.ſener Dur meiner Geſchäftsräume, ſowie Bareinkänfe
meiner Branche bin ich im ſtande allen Anforderungen zu genügen.

Reparaturen an allen
Hochachtungsvoll

bei den größten und leiſtungsfähigſten Häuſern

Arten Uhren führe ich mit genauer Sachkenntnis prompt und billigſt aus.

Friedrich Hofmann, IAhrmaqher,

23 große Klausſtraße 23.



73 gr. Steinstr.
„ſſſfKurz-, Weiss und Wolwaren,

Strumpfwaren, Trikotagen,
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Damen- und Herren-
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Geſchäfts Eröfunng

Dienstag den April arJ

Hamburger EngrosLager

N. Neustadt
Halle a. S. gr. Steinstr. D.

Die Hamburger Engros -Lager,
welche zur Zeit in der ſtattlichen An-
zahl von 190 großen Geſchäften in faſt
allen Teilen Deutſchlands vertreten ſind,
bilden durch ihre Zahl eine Verbindung

von außerordentlicher Leiſtungsfähigkeit.
Der Geſamteinkauf für alle dieſe

haus Hamburg, Rödingsmarkt 67, 68,
e G6s9, ſowie deren Einkaufshäuſer in

S e Berlin, Annaberg, Crefeld, Chemnitz,
e I Barmen, Paris, Calais, London und
S e rm T n Nottingham vereinigt.

Die Preiſe werden nach den Prin-
u zipien des Großhandels durch einen

geringen Proviſionsaufſchlag nach deni e

W

gr. r Na a. S. gr. Steinſtr. 73.

r e n

n 2 rn S

derzeitigen Marktpreiſen reguliert und
fällt hierdurch jeder billigere Einkauf
den Konſumenten direkt zu.

Alle Neuheiten der Mode ſind durch

die beſten Jnformationen frühzeitig
zur Stelle und gebe ich die feſte Zu
verſicherung, daß die Bedienung in

m

Hochachtungsvoll

I. Neustadt.

Redaktion von Rich. Jllge; Verlag von Ang. Gr oß; Druck der Haldſchen GenofſenſchaftsVuſhdonderei (E. S. m. M ſei m da a. S.

aufmerkſamſter und reellſter Weiſe bei
S ſtreng feſten Preiſen beſchafft wird.
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1. Beilage zum Volksbla
Dalle a. S.

tt für Halle u. den Saalkreis.
Nr. S.

m. 97 Sitzung vom 17. April. 11 Uhr.
Leuſchner (Reichspartei) legt gegen die den geſtrigenGrillenbergerſchen e r p gegen An

n, als nehme die ſozialdemokratiſcheei allein oder ſauptſas nie die Intereſſen der waiſcer

wahr. Den Normalarbeitstag l hält er
es namentlich für unzuläſſig, für den gbau die Arbeitszeit
z z ſchobloniſieren, wie der Antrag Auer es thue.
önlich halte allerdings die achtſtündige
vom grünen Tiſche könne man das

lie u 5 d ee in un ahrt durchaus ausreichend. Audaſelbſt, wie er im Gegenſatz zum Vorredeee Lerſiee

könne, die Luft in den Gruben eine durchaus gute infolge der
techniſchen Vorrichtungen. Auch kämen Hungerlöhne, wie ſie
von Agitatoren behauptet würden, dort nicht vor. Eine
3 lerung der Kohlenproduktion würde zudem andere Jn

ſchädigen, beſonders auch die Landwirtſchaft. Jnauf die Agitationen der Sozialdemokraten würden de

Arbeiter hoffentlich ſehr bald hell ſehen.
Abg. Schaedler (Jentrum) verlieſt eine Erklärung namens

Gerg Partei. Dieſelbe ſtehe nach wie vor auf dem Voden des
imalArbeitstages, zunächſt des 11ſtündigen, glaube aber,

daß ein ſolcher MaximalArbeitstag, wie er hier beantragt ſei,
nicht ſprungweiſe zu erreichen, und daß der Antrag Auer
überhaupt zur Zeit ausſichtslos ſei. Das Zentrum werde des
halb und im Hinblick auf die Erklärungen vom Bundesrats
tiſche gegen den Antrag Auer ſtimmen. Seine Partei freue

daß zunächſt der 11ſtündige Arbeitstag für die Frauen
erreicht ſei, und hoffe, daß der Bundesrat gemäß jener Er
klärung gegebenenfalls umfangreich von der ihm im 8 120e
z Befugnis (für beſonders geſundheitsſchädliche Gewerbe

e

werde

Er per
r m richtig eo durchweg einheitliachtſtündige hen

uer der Arbeitszeit vorzuſchreiben) Gebrauch machen

Abg. Barth (freiſ.) erklärt, der Antrag Auer ſei von Be
nur wegen ſeiner Tragweite, ſondern mehr noch

d in ihm zum Ausdruck kommenden Prinzips. Gegen
machten ſeine Parteifreunde entſchieden Front. Sie

e bereit, von Fall zu Fall zu prüfen, ob für beſonders ge
iche Gewerbe nicht eine beſondere Ermäßigung der Arbeits
a t ſei, entſprechend dem Grundſatz, der im S 120e

ei. Der Antrag auf Einführung eines allgemeinen
Maximalarbeitstages ſolle, wie Grillenberger ſelbſt früher zu
82 habe, Lohnſteigerungen herbeiführen, alſo durch Geſetz

ſtliche Lohnſteigerungen! Durch den Schutzzoll habe die
geh Partei ergriffen zu gunſten des Kapitalismus,
ier ſolle ſie es thun einſeitig zu gunſten der Arbeiterklaſſe.
rundſätzlich müßten daher ſeine Freunde gegen dieſen Antrag

ſtimmen. Sie wünſchten zwar möglichſte Verkürzung der
Arbeitszeit und Erhöhung des Lohnes, aber nicht durch geſetz
geberiſche Maßnahmen dürfe das erreicht werden. Ein ſolches
h orgehen verfehle auch ſeinen Zweck. Jn

ſterreich habe man damit u. a. erreicht, daß die Arbeiter

k hinter ſich hätten. An der möglichſten Verkürzung der
tszeit ſeien im übrigen die Arbeitgeber nicht weniger

intereſſiert, als die Arbeiter; aber eine Schablone für die
Arbeitszeit liege keineswegs im Intereſſen der Allgemeinheit.
Auch ſei der Gedanke des achtſtündigen Arbeitstages durchaus

in Arbeiterkreiſen durchgedrungen. Bebel und Liebknecht
wüßten das auch, es würde nur eben nicht alles geſagt,
was man wiſſe, auch bei den Sozialdemokraten nicht! Heiter
keit.) Speziell die franzöſiſchen Arbeiter hätten ſich bei einer
Enquete gegen iede geſetzliche Beſchränkung des Arbeitstages
erklärt, und nur 7 Proz. für den achtſtündigen. Auch im Jn-
tereſſe der Arbeiter ſelbſt liege es, daß in ſo wichtigen Dingen
nicht experimiert werde. Die Sozialdemokraten wollten die
induſtrielle „Reſervearmee“ durch ihren Antrag beſeitigen,
aber dieſe ſei die ganz natürliche Folge unſerer Entwicklung,
und überdies ſeien die Löhne heute viel höher, als vor fünfzig
Jahren, obwohl die „Reſervearmee“ viel größer jetzt ſei, als
damals. Die Lage der Arbeiter werde mittelſt techniſcher Ver
beſſerungen um ſo beſſer werden, je mehr ſich die Geſetzgebung
von ſolchen Quackſalbereien fernhalte. z

Dr. Hartmann (konſ.): So ſehr ich mit den meiſten
Ausführungen des Vorredners einverſtanden bin, muß ich da

egen proteſtieren, daß die protektioniſtiſche Richtung der letzten10 Jahre eine bewußt den Arbeitern nachteilige geweſen ſei.

Meine politiſchen Freunde werden Mann für Mann gegen den
ſozialdemokratiſchen Antrag ſtimmen. Die konſervative Fraktion

eine grundſätzlich gegneriſche Haltung in der Frage des
aximalarbeitstages nie eingenommen, ſie iſt aber der Anſicht,

daß zur Zeit eine einheitliche Regelung dieſer Frage auf dem
Wege der Geſetzgebung nicht anganlig iſt Wir ſind aber eine
olitiſche Partei und werden deshalb einen Fraktionsdruck in
eſer wirtſchaftlichen Frage nicht ausüben. Prinzipiell kann

man die Regelung der Frage nicht verwerfen, kann man nicht
egen eine Beſchränkung der perſönlichen Freiheit der Arbeiter

wenn man für die Verſicherungsgeſetze und die r
Sonntagsruhe geſtimmt hat. Die ganze Frage ſchrumpft alſo
r in eine Zweckmäßigkeitsfrage. Es geht nicht, alles

ber einen Kamm zu ſcheren. Oeſterreich hat allerdings einen
elfſtündigen Maximalarbeitstag, aber mit einem ſo endloſen
Syſtem von Ausnahmen, daß eigentlich der Maximalarbeitstag
dort nur auf dem Papier ſteht. Weshalb führt man uns nicht
das Beiſpiel von Belgien, Frankreich, England an Frankreich
hat einen zwölfſtündigen apimalarbe lag der ſchadet nichts,
nützt aber auch nichts. England hat mit Entſchiedenheit jeden
Vorſchlag eines Maximalarbeitstages Jch bin
der Ueberzeugung, daß eine Regelung dieſer Frage nur erfolgen
kann zu dem Boden des einzelnen Gewerbes, der einzelnen
Jnduſtrie; man darf den Maximalarbeitstag aber nicht für
alle be gleichmäßig einführen, weil man dadurch vieleArbeiterkat den auf das Empfindlichſte in ihrem Lohne
ſchädigen würde; oder man müßte neben dem Maximalarbeits-
tag auch einen Minimallohn einführen, welcher den Arbeitern
unter allen Umſtänden ihre Exiſtenz ſichert. Das iſt aber ein
Unſinn, deshalb iſt der allgemeine Maximalarbeitstag auch

e 4bevollmachtigter, e Frhr. v. Berlepſch:
Die Regierung hat den Maximalarbeitstag in den Entwurf
T genommen, weil ſie neben der Einſchränkung der Kinder

dem Verbot der Nachtarbeit der Frauen und der Ein
führung eines MaximalArbeitstages für Frauen es nicht für

t erachtet, noch weiter zu gehen, noch weitere Maß
zu ergreifen, welche nur dazu beitragen können, unſere

d Hauſe arbeiten, nachdem ſie ihre Stundenzahl in der

Produktion zu vermindern und dadurch zu verteuern und die
bereits beſtehende große Konkurrenz mit andern Ländern zu
erſchweren. Eine Rückſichtnahme auf unſere Konkurrenzländer,
namentlich auf England und Frankreich, iſt ja auch von ſozial
demokratiſcher Seite als berechtigt anerkannt worden. Bei dem
Verſuch einer internationalen Regelung der Arbeiterverhältniſſe,
welchen wir im vorigen Jahre machten, ergab ſich von vorn
herein, daß unſere bedeutendſten Konkurrenzſtaaten abgeneigt
waren, auf eine geſetzliche Regelung der Arbeitszeit für männ
liche Arbeiter einzugehen. Inzwiſchen ſind eine Reihe von
Arbeiterſchutzgeſetzentwürfen in den anderen Ländern eingebracht,
in England allein vier, und in keinem iſt ein Maximalarbeits-
tag eingeführt. Jn Frankreich beſteht allerdings ein Maximal
arbeitstag, kommt aber nie zur Anwendung. Durch die Ein
ſchränkung der Kinder und Frauenarbeit wird das Einkommen
der Arbeiterfamilien ſchon bedeutend beeinflußt. Mit einer
Einſchränkung der Arbeitszeit auch der männlichen erwachſenenArbeiter würde man eutſgieden zu weit gehen. Ein großer
Teil der Arbeiter will den Maximalarbeitstag auch garnicht.
Als ich auf den Gruben von Saarbrücken für die lange, unge
ſunde Arbeit der Maſchinenwärter einen Maximalarbeitstag
von 12 Stunden inkluſive der Pauſen einführte, wandte ſich
ein großer Teil dieſer Arbeiter mit einer Eingabe an mich
und bat mich, von dieſem unüberlegten und übereilten Schrittabzuſehen. Sie ſehen alſo, wie ſelbſt die Arbeiter ſich dagegen

ſträuben, ihnen die Möglichkeit des Verdienſtes zu kürzen.
Einen Maximalarbeitstag aus ſanitären Geſichtspunkten halten
auch wir, wie alle Parteien, für diskutabel Aber von dieſem
unterſcheidet ſich, wie Abgeordneter Barth ſehr treffend dar
gelegt hat, der Maximalarbeitstag, den die Sozialdemokraten
erſtreben, bedeutend. Eine Regelung der Arbeitszeit aus
ſanitären Rückſichten liegt ja im Sinne des ganzen Arbeiter
ſchutzgeſetzes. Wenn ich mich auch mit dem Abgeordneten Barth
im allgemeinen einverſtanden erklären kann, ſo muß ich mich
doch gegen die Anſchauung wenden, daß die Schuzzzollgeſetz
gebung eine bewußte Stellungnahme zu gunſten der Unter
nehmer oder Kapitaliſten bedeute. Jch hoffe, daß er es nicht
ſo gemeint hat, wie es nach dem Wortlaut ſcheinen möchte.
Denn das wäre ja ſonſt nur die Variation über die Begünſtigung
des Unternehmergeiſtes, die uns von den Sozialdemokraten
täglich entgegengehalten wird. Jch hoffe, daß dieſe Anſteckung
von jener Seite nur eine oberflächliche, eine Hautkrankheit iſt,
die nicht ins Jnnere dringt.

Die Schilderungen über lange Arbeitszeit ſind auch
übertrieben. Jn einer Anzahl von Fabriken beträgt ſie weniger
als zehn Stunden, in der Berliner Großinduſtrie durchſchnitt
lich nur neun Stunden. Jn bezug auf die Arbeiten unter
Tage hat uns der ſozialdemokratiſche Redner geſtern auf die
Laß Verhältniſſe in England verwieſen. Nach einer

tatiſtik ergiebt ſich aber, daß dort in den verſchiedenen Berg
revieren die Arbeitszeit von 8 Stunden aufwärts bis zwölf
Stunden für erwachſene Arbeiter beträgt, und für Arbeiter
unter 16 Jahren zwiſchen 7 Stunden bis 10/2 Stunden. Kann
man da ſagen, daß die Verhältniſſe bei uns ſchlechter liegen
Junge Leute unter 16 Jahren werden bei uns unter Tag
überhaupt nicht beſchäftigt. Auch die Angaben des Abg. Grillen
berger über die weſtfäliſchen Grubenarbeiter ſind völlig un
richtig. Der frühere, Jahrhunderte lange Zuſtand dort war,
daß 8 Stunden unter Tag gearbeitet wurde, ausſchließlich
der Ein und Ausfahrt. Es iſt alſo jetzt nicht eine Ver
V nng, ſondern ein großer Fortſchritt gegen früher ein
getreten.

Jn der Schweiz hat allerdings die Herabſetzung der Ar-
beitszeit auf elf Stunden der Produktion nichts geſchadet.
Wenn man aber die bisherige Arbeitszeit von elf bis zwölf
Stunden auf acht Stunden herabgeſetzt, ſo wird auch eine
Uebergangszeit von vier Jahren unmöglich die Arbeitsleiſtung
auf die Höhe der bisherigen Leiſtung von elf bis zwölf Stunden
bringen. Dazu kommt, daß in der Schweiz nur zwei große
Betriebe in Betracht kommen, die Textil- und Maſchinen Jn
induſtrie. Jn der MaſchinenJnduſtrie beſteht aber bei uns
ſchon jetzt faſt durchweg der elfſtündige, ja ſogar der zehn
ſtündige Arbeitstag; und in der TextilJnduſtrie, in der
hauptſächlich Frauen arbeiten, ſoll durch dieſes Geſetz der elf-
ſtündige Maximalarbeitstag eingeführt werden. Uebrigens
zweifle ich daran, daß in der Schweiz der elfſtündige Maxi-
malarbeitstag durchweg zur Ausführung kommt. Von den
Befugniſſen, die den Behörden gewährt ſind, jederzeit Ueber
arbeit zu gewähren, wird in reichem Maße Gebrauch gemacht,
und noch dazu vielfach von inkompetenten Behörden. Noch im
Jahre 1888 hat die Regierung einem Betriebe das Hinaus-
gehen über den feſtgeſetzten Maximalarbeitstag auf ein Jahr
bewilligt. Bei den meiſten Bewilligungen haben geſchäſtliche
Rückſichten mitgeſprochen. Jm Jahre 1887 haben die Spinner
in der Schweiz neben der gewöhnlichen Arbeitszeit eine täg
liche Putzzeit von einer halben Stunde eingeführt, was zur
Folge hatte, daß nun 11 Stunden gearbeitet wurde. Wenn
wir einen Maximalarbeitstag in Deutſchland einführen würden,
ſo müßte er ganz anders arg d Denn nach unſerer Auf
faſſung muß ein Geſetz ſeinem Jnhalt und Wortlaut nach unbedingt ſtreng durcheeſahrt werden, was nur durch ein ſtraff

organiſiertes Beamtentum geſchehen kann, wie wir es in den
Fabrikinſpektoren haben.

Der Grundgedanke des Antrages iſt nicht Schutz des Ar-
beiters, ſondern in erſter Linie liegt ihm die Frage der geſetz
lichen Lohnregulierung zu grunde. Auch ich halte es für ein
erſtrebenswertes Ziel, dem Arbeiter bei geringerer Arbeits
leiſtung einen höheren Lohn zu gewähren. Aber ich habe er
hebliche Bedenken, eine ſolche Regulierung im Wege
der Geſetzgebung in Ausſicht zu nehmen. Denn treten wir
auf dieſen Standpunkt, ſo erwächſt uns andererſeits die Ver
pflichtung, einer etwaigen Lohnverminderung entgegenzutreten,
wenn die Erwartungen auf die Einführung des Maximal-
arbeitstages eintritt. Und das letztere iſt möglich. Es iſt
möglich, daß die Verkürzung der Arbeitszeit nicht eine Mehreinſtellung von Arbeitern, ſondern eine weitere Ausnutzung

von Maſchinen zur Folge hat. Jch glaube nicht, daß uns
Herr Grillenberger, wenn wir ſeinen Antrag genehmigen,
unſere anderen Sünden vergeben wird, vielmehr wird mit dem
Augenblick der Einführung des im ar Herr
Grillenberger die Lohnregulierungsfrage in ſein Programm
aufnehmen.

Es iſt ganz falſch, daß e Stellung zu dem Arbeits
ſchutz irgendwie geändert habe. Jm ich habe aus

eführt, daß die Vorlage nicht alle vorhandenen Wänſche beFiedigen kann, und daß für eine Reihe von Gewerbebetrieben

ge ielle Geſetzgebung nicht werde entbehrt werden können.eine
ehauptung, daß die Vorlage ein Produkt der Angſt vorDie
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dem Kapitalismus ſein ſoll, widerſpricht der ganzen Ent
wickelung derſelben. Die Sozialdemokraten beziehen ſich neuer
dings auf die Broſchüre: „Ein Komplott gegen die
die deutſche Arbeiterklaſſe“. Dieſes ſogenannte Komplott
war aber nur eine durchaus berechtigte Reaktion der Unter
nehmer und auch Staatsbetriebe gegen die im vorigen Jahre
verſuchte Maifeier, mit der die Arbeiter nur eine Probe auf
die Stärke ihrer Koalition hatten machen wollen. Es ſteht
hier nur Koalition gegen Koglition. Es iſt übrigens unrichtig,
daß in den kaiſerlichen Erlaſſen, wie Abg Grillenberger meinte,
klipp und klar die Regelung der Arbeitszeit aller erwachſenen
männlichen Arbeiter unter allen Umſtänden ausgeſprochen iſt.
Es iſt in ihnen nur eine Prüfung in Ausſicht geſtellt,
welcher Weiſe das Los der Arbeiter verbeſſert werden könne.
Aber mit keinem Worte ſind beſtimmte Maßregeln, ein be
ſtimmter Maximalarbeitslag in dieſer Vorlage enthalten; denn
es iſt undenkbar, daß das preußiſche Staatsminiſterium ſich in
Widerſpruch ſetzen kann mit dem Jnhalt der kaiſerlichen Er
laſſe. Deshalb iſt es auch unrichtig, daß es Mächte giebt, die
ſtärker ſind als der kaiſerliche Wille. Wir ſind an ſolche Vor
würfe, daß die Regierung und das Haus den Unternehmer
geiſt beherrſche, daß wir von der Regierung nur die Kommis
der herrſchenden Klaſſen ſeien, ja gewöhnt. Dieſer ſtarken
Angriffe kann die ſozialdemokratiſche Fraktion nicht entbehren,
um die Arbeiter noch länger in ihrem Zaume zu halten.
(Beifall).
Abg. Dr. Barth (freiſ) verwahrt ſich dagegen, daß er mit
ſeinen Behauptungen über das protektioniſtiſche Syſtem eine
abſichtliche, einſeitige Benachteiligung der Arbeiter vorgeworfenhabe. Die freiſinnige Partei gehe aber von der Anſchanun

aus, daß der Protektionismus den Arbeiter benachteilige du
Preisverteuerung, und er habe mit ſeiner Ausführung nur
ſagen wollen, daß die Herren ſich bewußt waren, wenn ſie
ihren Zweck erreichen wollen, ihn nicht anders als durch eine
künſtliche Preisſteigerung erreichen zu können, welche doch die
Arbeiter benachteilige.

Abg. Auer (ſoz.): Der Vorwurf, den man uns immer
macht, daß wir drohen, trifft nicht zu. Nicht wir, ſondern
Sie drohen. Das beweiſt, wie unheimlich Jhnen Jhre Lage
vorkommt. Sie appellieren an die Gewalt, nicht wir, wir
müßten den ſo ungeſchickt ſein, wie Sie es zu r
ſcheinen. Wir werden auf friedlichem Wege zu unſerem Ziele
kommen, und der erſte Weg dazu ſoll die Einführung des
WMaximalarbeitstages ſein. ie verſchieden iſt die Stellung
der Parteien zu dieſer Frage heute gegenüber der vor 15
Jahren! Heute haben ſich nur vereinzelte Stimmen prinzipiell
dagegen ausgeſprochen. Der Vertreter des Zentrums, ein Ver
treter der Konſervativen, ja ſogar ein Nationalliberaler haben
ſich im Prinzip für den Maximalarbeitstag ausgeſprochen, und,
wenn Herr Harmening heute anweſend ſein könnte, würden
wir auch eine deutſchfreiſinnige Rede für den Maximalarbeits
tag hören. Einen gleichmäßigen Normalarbeitstag verlangen
wir ja garnicht; es bleibt jedem überlaſſen, ſeine Ar
als 10, 9 oder 8 Stunden arbeiten zu laſſen es ſoll nur die
Zeit feſtgeſetzt werden, über die hinaus nicht gearbeitet werden
darf. Wir ſind auch vollkommen zufrieden, wenn die Regierung
uns eine Vorlage zur Einführung des „ſanitären“ Maximal
arbeitstages macht, wir verzichten dann auf das andere. Uns
kommt es nur darauf an, daß das Prinzip anerkannt und
durchgeführt wird, aber mit der bloßen Sympathie können die
Arbeiter nichts anfangen. Wie kann man von den Arbeitern
ſagen, daß ſie am liebſten Lohn verlangen möchten, ohne zu
arbeiten Das kommt wohl in den höheren Geſellſchaftskreiſen
vor, wo Leute ohne Arbeit Hunderttauſende einſacken. Aber
die Arbeiter müſſen ſich ihre paar Groſchen ſauer verdienen.
Jch gebe zu, daß eine Anzahl Arbeiter Widerſpruch erheben
würde gegen eine Verkürzung der Arbeitszeit, aber das geſchieht von ſeiten des unwiſſenden Teils, der auch mit der Je

ſchränkung der Kinder und Frauenarbeit nicht zufrieden iſt,
der für ſein eigenes Wohl und Wehe wenig Verſtändnis hat.
Aber dieſer Teil darf nicht ausſchlaggebend ſein.

Prinzipiell hat ſich nur Herr Barth gegen unſere Forderung
ausgeſprochen, der die verjüngte Ausgabe des Abg. Bam
berger in der freiſinnigen Partei darſtellt. Er befindet ſich
auch nicht in Uebereinſtimmung mit allen Parteifreunden. Gr
bekämpft den Maximalarbeitstag, weil wir damit eine Regu
lierung der Lohnfrage herbeiführen wollen. Haben etwa die
Ausnahmen, die betreffs der Frauen und Kinderarbeit er
laſſen worden ſind, und denen die freiſinnige Partei zu-
geſtimmt hat, keine Einwirkung auf die Regulierung der Löhne?
Der Unterſchied zwiſchen beiden Fällen der Lohnregulierung
iſt nur ein gradueller aber kein prinzipieller. Alſo die letzte
Schanze, hinter die ſich Herr Barth zurückgezogen hat und vonder aus er mit Heldenmut und Lonentapferreit ſeine Poſition

verteidigt (Heiterkeit), iſt unterminiert.
Daraus, daß in der Schweiz in der Ausführung der Geſetze

eine gewiſſe Latitüde beobachtet worden iſt, darf man doch
nicht einen Grund herleiten ſolche Geſetze überhaupt nicht zu
erlaſſen. Auch der Einwurf, daß mit Einführung des Maxi
malarbeitstages da, wo die Arbeitszeit kürzer iſt, dieſe Zeit
hinaufgeſchraubt werden wird, hat keine Bedeutung. Die Feſt
ſetzung einer Maximalgrenze wird ſich beſonders wirkungsvoll
zeigen bei einer Kriſis während welcher die Arbeitgeber das
Beſtreben haben ihre Arbeiter auszubeuten. Bei der Frageder induſtriellen Reſervearmee hat Lerr Barth wieder den

mancheſterlichen Standpunkt vertreten der die Menſchen mit
einem lebloſen Werkzeug vergleicht. Recht hat ja Abg. Barth,daß die Fortſchritte der Techmit dem Arbeiter auch zum Vor

teil gereichen, daß ihm dadurch Genüſſe ermöglicht werden,
die er ſich früher nicht verſchaffen konnte. Der Nachteil liegt
zunächſt in der Uebergangszeit. Jm großen v haben
aber dieſe Verhältniſſe einen größeren Unterſchied in der
Lebenshaltung der einzelnen Geſellſchaftsklaſſen bewirkt, als er
früher je beſtanden hat, ſo namentlich in den Wohnungsver-
hältniſſen und in bezug auf die Nahrungsmittel.

Herr v. Berlepſch iſt falſch unterrichtet, wenn er meint, die
königlichen Behörden hätten ſich mit den Unternehmern nur
verbunden um der Maifeier entgegenzutreten. Nach denStatuten des Verbandes dent er Metallinduſtri-
eller“, mit dem das Berliner Polizeipräſidium gemeinſame
Sache gemacht hat, ſollen alle Arbeiter auf die ſchwarze Liſte
geſetzt werden, welche ſich an einem Streik beteiligt hätten,

leichviel ob mit oder ohne Kontraktbruch. Und Herr v. Verdyſchrieb an den Vorſitzenden des Verbandes, n Kühnemann,

dieſe Arbeiter müßten von der vaterländiſchen Arbeit aus
geſchloſſen werden. (Hört! hört Redner verlieſt ein Zirkular
der Maſchinenbauaktiengeſellſchaft vorm. L. Schwargtkopff an
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den Verband, in welchem gebeten wird, eine Anzahl Arbeiter
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Arbeiter aus eigener Initiative durch das Koalitionsrecht zumNormalarbeitstag kommen könnten. Jn einem See
wo die Polizei kafat Geſchenke annimmt, daß ſie die Arbeiter

beiter i

an der Ausübung des Koalitionsrechtes hindert, wo das Koali- haup
tionsrecht nur auf dem Papier ſteht, iſt es unmöglich. Plato
niſch, in der Theorie ſind Sie für das Koalitionsrecht, in der
Praxis aber folgen Sie den Grundſätzen, welche Herr v. Putt
kamer als Miniſter, bethätigt hat.

P Böttger (natlib.): Der ſanitäre Maximalarbeitstag
ſteht n in S 120e. Gegen einen Maximalarbeitstag aller
gewerblichen Arbeiter aber müſſen wir uns erklären und zwar
aus prakliſchen Bedenken, nicht aus prinzipiellen. Die Vor
teile, welche die Sozialdemokraten von der Verkürzung derArbeitszeit erwarten, werden nicht eintreten, eine Vermehrun

der Arbeiter wird nicht ſtattfinden, denn das Minus wir
durch Jntenſivität der Arbeit ausgeglichen werden. Sollte
das aber nicht geſchehen, ſo wird eine Verminderung der Pro
duktion eintreten müſſen, da die Produktionskoſten ſchon jetzt
ſehr hoch ſind. Denen, welche die Einſtellung eines Mehrs
an Arbeitern von der Verkürzung der Arbeitszeit erwarten,
B es zur Warnung dienen, daß die Unternehmer ſich in
g nft vielleicht einmal die nötigen überſchüſſigen Kräfte aus

apan und China verſchaffen. ie Sozialdemokraten wollen
den Staat zu einer Zwangsanſtalt machen vor der man
ſchaudern muß, wenn ſie wirklich eingeführt würde.

Abg. Frhr. v. Stumm (Reichspartei) ſchließt ſich dieſen
Ausführungen im allgemeinen an und betont beſonders, daß
die Länge der Arbeitszeit nicht allein maßgebend ſei für eine
Ueberbürdung mit Arbeit. Ein Arbeiter, der in neun Stunden
eine Arbeit machen müſſe, ſei ſehr viel ſchlechter daran, als
wenn er dieſelbe Arbeit in zwölf Stunden machen müſſe. Nur
ganz ſtarken Arbeitern könne man eine ſo konzentrierte Arbeit
zumuten. Der Achtſtundentag werde deshalb die Arbeiter und
auch die Jnduſtrie ruinieren. Es ſei unverantwortlich, einen
Arbeiter mit großer Familie nicht länger arbeiten und mehr
verdienen zu laſſen, als einen ledigen Arbeiter mit wenigen
Bedürfniſſen. Es ſei eine Beleidigung des Arbeiters, wenn
man ihn nicht wie jede andere Geſellſchaftsklaſſe für ſeine
Familie ſorgen laſſen wolle, ſo viel und ſo lange er wolle
Abg. Auer habe keinen Grund, ſich über ſchwarze Liſten zu
beklagen, denn in der Broſchüre ſeien die Arbeitgeber auf die
ſchwarze Liſte geſetzt, welche die ſchwarze Liſte geführt hätten.
Abg. Viebknecht ſei ja auch wegen ſeines Beſuches der Konzerte
in der Philharmonie auf die ſchwarze Liſte geſetzt worden.

Hierauf wird ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion an
genommen.

Perſönlich erklärt
Abg. Liebknecht (ſoz.) es für unrichtig, daß der Beſuch der

Konzerte der Philharmonie ihm von ſeinen Genoſſen
verboten geweſen ſei. Man hat einmal den Verſuch gemacht,
die Philharmonie als Verſammlungslokal zu bekommen. Dieſes
Lokal wurde verweigert, allerdings aus Gründen, die ich für
gerechtfertigt erklären kann. Darauf wurde der Boykott ver
hängt. Mir iſt niemals der Beſuch der Be verboten.
Die Berliner Genoſſen haben auch nie einen Beſchluß gefaßt,
ſondern ſie haben den Voykott beſchloſſen, und dieſer Boykott
muß gehalten werden, und ich halte ihn wie jeder von uns.

Der Antrag Auer wird darauf gegen die Stimmen der
Sozialdemokraten abgelehnt, und das Haus vertagt ſodann die
weitere Beratung auf Sonnabend 11 Uhr. Schluß 42, Uhr.

Permiſchtes.
Ein neues Kartell. Ohne jede Randgloſſe

bringen die bürgerlichen Blätter die Nachricht, daß in
Velten bei Berlin ein ganz neues Kartell in die Er
ſcheinung getreten iſt, nämlich das zwiſchen den beiden
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i eerinine Abkommen n den Kern
gemeinſam die Praxis auszuüben, ſo, daß wenn der

nichtmehr die Rede ſein ſoll. Dafür entrichten die Ein
wohner Veltens einen mäßigen r der
in eine Kaſſe fließt, deren Jnhalt ſich die beiden Aerzte
brüderlich teilen. Und die bürgerlichen Blätter be
richten, daß faſt niemand von der geſamten Einwohner
ſchaft ſich dieſem Vertrage entzogen hat, und daß ferner
alle Beteiligten ſehr damit zufrieden ſind. Und
Velten ſteht noch! Und die kapitaliſtiſche Preſſe ſetzt
ihrer Nachricht kein Ausrufungszeichen hinzu keine
hämiſche oder witzigſeinſollende Bemerkung! Leben wir
denn noch in der h der „geheiligten“ Konkurrenz,
der „nur durch den Privatbetrieb hervorgerufenen Blüte
des Handels und Verkehrs“? Die Aerzte „teilen“
und es geht. Die Aerzte jagen ſich nicht, wie die
Handelsreiſenden, die Kunden ab, und dieſe die
Patienten ſind ſehr zufrieden! Die Aerzte brauchen
nicht mehr über die erbärmlichen Späße eines beleibten
Bäckermeiſters am Honoratiorentiſch der Stammkneipe
vor Lachen zu vergehen, aus Furcht, ſie könnten
wenn ſie nicht blieben bei igend einem Unfall in
der Familie des Spaßmachers nicht geholt werden.
Ja, auch der ideale Stand der Aerzte geht nach Brot,

Mitglieder des Aerzteberufes das Materielle weit über
das Jdeale ſtellen, hat uns mit erſchreckender Deutlich-
keit letztens die Ausnutzung, beſſer Ausſchlachtung, des
Kochſchen Mittels gezeigt. Der Pakt, den die Medizin
männer Veltens geſchloſſen haben, von dem wir nur
wünſchen wollen, daß er recht lange halten möge, er
ſolle verallgemeinert werden, er ſollte vor allen Dingen
ſicher geſtellt werden, und das kann er nur, wenn er
von der Geſellſchaft, vom Staate acceptiert wird. Wir
wiſſen, daß die Verſtaatlichung des Aerzteweſens nicht
nur eine Forderung des Proletariats iſt, daß der
Gedanke ferner auch Freunde unter den Aerzten ſelbſt
hat. Würden die Aerzte nicht auf die Honorierung
ſeitens der Patienten angewieſen ſein, dann würden
unſere ärmſten Brüder und Schweſtern im Oſten
Deutſchlands weit ſchneller und weit öfter ärztliche
Hilfe erlangen können, als es heut der Fall iſt. Aber
die jungen Aerzte gehen nicht nach den Gegenden Ober-
ſchleſiens, Poſens, Preußens u. ſ. w., weil ſie bei der
Armut der dortigen Bevölkerung nicht auf ihre Koſten
zu kommen fürchten darum vermehren ſie das Prole-
tariat in den Großſtädten und lauern in ihren Sprech-
ſtunden ängſtlich auf einen Kranken, ſcharwenzeln bei
den Behörden und Stadtverordneten, um eine Stelle
bei irgend einer Ortskrankenkaſſe zu erlangen. Das
Beiſpiel von Velten muß verallgemeinert werden, dann
werden beide Arzt wie Publikum ſich gut dabei
ſtehen. („Vorwärts“.)

Dienstag, den 21. April abends 8 Uhr

öffentliche Perſammlung

der Arbeiter aller Beruſe
im Restaurant von H. Sanow, Steinweg Nr. 13.
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empfehlende Erinnerung.

war,
ſeiner Trompete

t c Fu

bluß der N
da kam ein in der Dunkelheit unver

kennbarer Hund von rückwärts herbei und ward der
Nachtwächter Jſermann von ſulftigem durch ſeiner Hand
ebiſſen, ohne dabei zu bellen. Da dies ein gegen dieewohnheit der Hunde verwirrter Thatbeſtand ſt und

ich mich verpflichtet halte, ſo das Königliche
Amt damit ſein Auskommen finden. Schulze Sch.“

tandesamtki richten.
Halle, ril.Aufseboten: Der KnappſchaftsAſſiſtent Ernſt Weiſer und

Emilie Thieme Mühlgraben a und Mittelſtraße 3). Der
Königl. giofn rer Karl Rönſch und Klara Eſchke (Blücher

aße 10 und Leipzigerſtraße 44). Der Schloſſer Guſtav
nemann und Laura Finger r e 13 und Wettin).

ndarbeiter Friedrich Gerecke und Klara Schech (Gr
Wallſtraße 15 und Kloſterſtraße 3). Der Kaufmann Emil
Lang und Emma Werner (Me r

Hheſclietzun Der Techniker Karl Nicolai und KlaraVoigt (Tau trat 1 und Moritzzwinger 7). Der Haus
diener Kurt Olbricht und Minna Croneberg (Königsſtraße 20bund Eisleben). Der Hilfsweichenſteller Lolie äntzſch und

Amalie Thiele (Pfännerhöhe 54 und Forſterſtraße 15). Der
Fabrikarbeiter Joſephus Kolacki und Klara Boriſch (Beeſener
ſtraße 239). Der Handarbeiter Konſtantin Kokof und Maria
Ojda (Raffinerieſtraße 8 und Landwehrſtraße 13). Der Bahn
arbeiter Albert Lange und Emilie Bauer (Kl. Sandberg 19).Der prakt. Arzt Dr. med. Hermann Menzel und Helene so

n 10). Der Zimmermann Alwin Ritzmann u. Minna
hlſchmidt (Kloſterſtr. 3 u. Leipzig). Der Buchdruckmaſchinenmſtr.

und Wuchererſtraße 46). Der Markthelfer Gottlob Grieſe und
Hermine Schuſter Charlottenſtraße 11 und Paradeplatz 7).
Der Kutſcher Franz Hanf und Marie (Schwetſchke
ſtraße 44 und Mauergaſſe 11). Der Tiſchler Adolf Hille und
Thereſia Saleſſe (Trödel 5 und Spitze 10). Der Fabrikarbeiter
Auguſt Streibel und Helene Bergmann (Raffinerieſtraße 8 und
Wörmlitz).

Dem Maurer Paul Hammer eine T., Emma
Lina (Schillerſtraße 24). Dem Fabrikarbeiter Otto Brecht ein
S. Robert Friedrich Kurt (Gr. Brauhausgaſſe 18). Dem
eke e Louis Knappe eine T., Emilie Emma (Leipziger
raße 6). Dem r Hermann Lehmann ein S., m
ruſt (Langeſtraße 29). Dem Former Franz Hädicke ein S.,

Heinrich Albert Streiberſtraße 25). Dem Mechaniker
Schüler ein S., Julius Karl Arno S elgaſſe 8).em Gelbgießer Guſtav Herrmann ein S., helm Guſtav

Walther Georgſtraße 3). Dem Eiſendreher Paul Flaſchel eine
T, Luiſe Emilie Gertrud (Spiegelgafſe 5). Dem Kupferſchmiede
meiſter Adolf Tietz eine T., Dorothea Lina Frieda (Kuhgaſſe 8).
Dem Tiſchler Wilhelm Hoffmann eine T, Wilhelmine Anna
Marie (Diemitz). Dem Gymnaſiallehrer Dr. phil. Jürgen
Lübbert ein S., Adolf Jürgen Alfred (Franckeplaz 1). DemSchriftſetzer Max Gabriel ein S. Paul Otto Ern (ör. Ber

lin 4). Dem Handarbeiter Ernſt Butzmann ein S., Heinrich
Hermann Karl (Freiimfelde). Ein unehelicher S.

Geſtorben: Des gerichtlich vereideten Taxator Otto Knoche
T. Gertrud, 6 J. (Rathausgaſſe 13). Des Handarbeiter
Gotſche Ehefrau Auguſte geb. Kopper, 27 J. (Klinik.)

8 Du Gräf 45).Schu ermei op ehard Ehefrau Auguſte
eb. Schönhard, 62 J. Martinsberg Der darbeiterins Chriſtian Krimſtein, 81 J. (Schmiede 2). Des
achdecker Karl Haack S. Louis, 14 T. (Graſeweg 6). Der

Dkhtenpäqhter Karl Lüders, 69 J. (Magdeburgerſtraße 32).

2h5

Gebr. Herrmann,
Lederhandlung und Zurichterei,

W 13 Rathausgasse 13
bringen ihr beſt aſſortiertes Lager in Ober und Unterledern beſter Marken, ſowieauch ſämtliche Ausſchnitte und nahtfertige Schäfte c. zu billigſten Vedte in
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Der Einberufer.
Zentral-Kranken- und Sterbekaſſe der Tiſchler c.

Verwaltungsſtelle Giebichenſtein.
Dienstag den 21. April abends 8 Uhr im Kaſſenlokal Gaſthof zum Kronprinzen

General-Versammlung-
mächtigter.913] F. MülIer, Bev

P.

J eröffnet habe.

zu zahlreichem Beſuch ganz ergebenſt ein.
Halle a. S., den 18. April 1891.

Einem geehrten Publikum ſowie meiner werten Nachbarſchaft zur gefälligen
Kenntnisnahme, daß ich heute gr. Rittergasse Nr. 7/8 ein

Restaurant
Durch Verabreichung guter Speiſen und Getränke, ſowie reeller

Bedienung werde ich bemüht ſein, mir eine werte Kundſchaft zu erwerben und lade

Hochachtungsvoll [915
Otto Goerseh.

a h h S h n t h A. AhM. Radmann Sohn

gr. Alrichſtr. 38 (Sekthans).

Ganz friſch eingetroffen:

SchweinePökrlſleiſch
in ſchönſter Ware, per Pfund 65

Friſches Hratenſchmal
per Pfund 60 7

e

F. Dietze, van
an r ße,giebt ausführl. Rat und behandelt Kranke n.

d Grundſatze d. ſeit 1869 ausgeübt. Natur
heilkunde u. d. Lebens ien e r. ebensmagnetismus m

Heimſaths Reſtaurant
edri 1Friedrichſtraße 1.

Empf. kräftigen Mittags ir. e T vn 3628Kartoffelpuffer aber Pöteltnogen

Schlachtefeſt
Diens iwozu ergebenſt einladet a

V

heutigen Tage

Liebenauerſtraße
eine

Gesehsfts-Eröffnun
Einem geehrten Publikum, Freunden und Genoſſen die ergebene

Fleischerei
nzeige, daß ich am Stück

[834
r26 r W

S r

Alfred Bechmann,
Zigarren und Tabak Handlung

57 Geiſtſtraße 57.
9- Empheſte als beſonders preiswert: [B47

Großes Landbrot!
4171 Ab. Mädieke, Bölbergaſſe 1.

und freundlicheFamilien Wohnungen

nd in „Loeſtshof“ an der R erſtraße
ö6 (Holländer), ſofort oder 1. AprilAuskunft 77 der Siſpelter Reg

werden ſofort nſchm b r

oſort u eitigt durchSelbſtplombieren hohler it
flüſſigem Zahnkitt. W bei

Wohnung zu 46 Thaler zu re

Frdl. Wo S lerſof. u. ſp. n er KSir 10
Giebichen3089] ſind n Zusr ſtraße aueröffnet habe und wird mein Beſtreben ſein, nur gute reelle Ware zu führen. Ich bitte mich Slauchaiſche Kirche 138. Steinweg 29. U. Serkſtatt zu vermieten. Näheres

in meinem Unternehmen gütigſt unterſtützen zu wollen und zeichne See (trockene Ware) c. 67 helm Wietsae, Blücherſtr. 2.
Hochachtungsvoll prima Pflaumenmus Anſt. o 18, 5 Tr.Ernst Mauff.

edaltion von Rich. Jllge, Verlazz von
e 7

à Pfund 28

W lege an.

muß heut nach Brot und Gunſt gehen, und daß manche Heinrich Holtermüller und Minna Krüger (Magdeburg Neuſtadt

a i

Z.
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